Überlegungen zu Migration und Flucht

1. Warum sind Migration und Flucht ein Thema für das Ökumenische Netz? 

Zum einen haben wir uns im Ökumenischen Netz in Aktion und Reflexion immer wieder mit der Globalisierung und ihren Folgen für die Menschen bei uns und in der Zweidrittelwelt auseinandergesetzt. Diese Arbeit hat zuletzt ihren Ausdruck in dem Text „Das Ganze verändern“ gefunden. 

Globalisierung wurde hier als Prozess beschrieben, in dem der Kapitalismus den Globus den Verwertungsgesetzen des Kapitals unterworfen wird. Dabei werden die Menschen immer schärfer in Reiche und Arme, aber auch in Verwertbare und Überflüssige gespalten. Die Natur wird bis an die Grenze der Zerreißprobe belastet. Die Opfer dieser Prozesse, in denen die Lebensgrundlagen der Menschen und der Natur zerstört werden, begegnen uns nicht zuletzt in Menschen, die weltweit fliehen müssen und mit immer brutalerer Gewalt von den Grenzen der reichen Länder fern gehalten werden. Gelingt es Flüchtlingen, die Grenzen zu überwinden, drohen ihnen ein Leben in der Illegalität, Verdächtigung und Kriminalisierung, legalisierte Unmenschlichkeit und Abschiebung.    

Zum anderen sind wir ganz konkret mit dem Schicksal der kurdischen Familie Yildirim konfrontiert worden. Sie war vor der Verfolgung durch den türkischen Staat geflohen. Der deutsche Staat hat sie mit ihren drei in Koblenz geborenen Kindern aus dem Kirchenasyl abgeschoben. Dabei sind wir einem deutschen Staat begegnet, der Unmenschlichkeit und Unrecht unter Berufung auf formales Recht durchgesetzt hat. Um ihr Handeln zu rechtfertigen sind die Vertreter des Staates nicht davor zurückgeschreckt, die Familie zu kriminalisieren (Asylmissbrauch, arglistige Täuschung) und zu diffamieren (keine Integration und Arbeit, Verantwortungslosigkeit, Sozialmissbrauch). Dabei wurden auch die Unterstützer in die Ecke der Helfer von Kriminellen und Sozialschmarotzern gestellt.

Was uns in Koblenz begegnet ist, ist Teil eines weltweiten Problems, das sich im Kontext der Globalisierung verschärft: Menschen verlassen vor allem deshalb ihre Heimat, weil die Grundlagen ihrer Existenz zerstört sind, und versuchen, in einer anderen Region eine Überlebensperspektive zu suchen.
Die Politik hat keine angemessene Antwort auf die komplexen Problemlagen, die viele Menschen in katastrophale Situationen treiben. Sie nimmt sie nicht einmal zur Kenntnis. Dabei ist doch unübersehbar ist, wie sehr neoliberale Wirtschaft und Politik Grundlagen des Lebens zerstören, also Fluchtursachen schaffen. Dennoch ist die politische Reaktion auf Migration durch einen Widerspruch gekennzeichnet: Abwehr gegen eine als Bedrohung wahrgenommene Migration und Offenheit für auf dem Arbeitsmarkt gesuchte Fachkräfte und billige Arbeitskräfte. Keine Rolle spielt die Not der Menschen, die sich zur Migration gezwungen sehen. Dies erfordert eine kritische Auseinandersetzung mit den Themen Flucht und Migration sowie mit der Rolle der Politik

2. Ursachen für Migration

Rund 200 Millionen Menschen lebten 2006 fern von ihrer Heimat. Die meisten werden in den Statistiken als ArbeitsmigrantInnen geführt. Knapp 10 Millionen Menschen stehen als Kriegsflüchtlinge unter dem Schutz der UN-Flüchtlingskonvention. Die UN schätzt, dass im Jahr 2010 mehr als 50 Millionen Menschen aufgrund von Wüstenbildung, Überschwemmungen und anderen ökologischen Katastrophen ihre Heimat verlassen werden. Deutlich angestiegen ist die Zahlt der Binnenflüchtlinge. Bis zum Jahr 2025 werden zwei Drittel der afrikanischen Agrarfläche verschwunden und weitere 135 Millionen Menschen auf der Flucht sein. Es fällt auf, dass 2005 ihre Zahl bei 25 Millionen lag. D.h., immer weniger Menschen gelingt die Flucht in ein sicheres Ausland.

2.1 Zerstörung von Lebensgrundlagen 

Vor dem Hintergrund unserer Arbeit im Netz sehen wir vor allem in der Zerstörung von Lebensgrundlagen die wesentlichen Ursachen für Migration und Flucht Menschen fliehen,  

· wo Elend und Perspektivlosigkeit um sich greifen, 

· wo es – nicht zuletzt aufgrund der Strukturanpassungspolitik – an Mitteln für Nahrung und Gesundheit, für Bildung und Sozialpolitik fehlt,

· wo die einheimische Wirtschaft mit den subventionierten Ökonomien im Ausland nicht mithalten kann, 

· wo der Reichtum der Reichen  und korrupte Strukturen durch den Ausbau der Polizei und Militärapparate abgesichert werden,

· wo durch den Abfluss von Geldern (Auslandsverschuldung, Finanzflucht) staatliche Strukturen und Institutionen so ausgehöhlt werden, dass sich Staaten unter der Herrschaft von Warlords in Plünderungsökonomien verwandeln,

· wo internationale Fangflotten die heimischen Küsten leer fischen und der Raubbau an natürlichen Rohstoffen auf keinen staatlichen Widerstand stößt,

· wo illegaler Holzeinschlag den Traubhauseffekt begünstigt und die Klimakatastrophe ganze Regionen unbebaubar und unbewohnbar macht,

· ...

Diese Phänomene verschärfen sich, je mehr der Globus den Gesetzen der Vermehrung des Kapitals unterworfen wird. Globalisierung ist eine Antwort auf die Verwertungskrise des Kapitals. Aufgrund der mikroelektronischen Revolution ist es möglich, mit immer weniger Menschen, immer schneller vermehrte Waren- und Dienstleistungen anzubieten. Dadurch werden immer mehr Menschen ‚überflüssig’ und zugleich der Konkurrenzkampf um die Verwertung des Kapitals schärfer. Konkurrenz wird zur Vernichtungskonkurrenz. Die Politik folgt dem ökonomischen Imperativ, die Standorte zu modernisieren, d.h. für die Verwertung des Kapitals zu optimieren. Das bedeutet konkret: sinkende Löhne und Sozialstandards, ungehinderten Zugang zu Ressourcen... Sogar Menschenrechte drohen zu Wettbewerbshindernissen zu verkommen. Migration wird um so mehr zu einer Alternative, je mehr Lohnarbeit nicht mehr existenzsichernd ist und Existenzsicherung außerhalb der Lohnarbeit zerstört ist. 

2.2 Gewalt als Folge zerstörter Lebensgrundlagen

Die Folgen kapitalistischer Globalisierung zeigen sich in den verschieden Formen sozialer Entwurzelung. Je schlechter die gesellschaftlichen Rahmenbedingungen für soziale Integration werden, desto mehr droht sich soziale Desintegration in Gewalt zu entladen. Von der Politik wird wachsende Gewalt nicht als Ausdruck von Entwurzelung und Ergebnis des Verzichts auf soziale Integration, sondern als Sicherheitsproblem wahrgenommen. Je mehr der Sozialstaat abgebaut wird, wird der Sicherheitsstaat aufgebaut. Wo es an staatlichen Mitteln dazu fehlt, verliert der Staat gleichsam die Herrschaft über sein Territorium und es kommt zum Zerfall ganzer Regionen in von Worlords kontrollierten Kriegs- und Plünderungsökonomien. Je nach Interessenlage finden solche Worlords die Unterstützung westlicher Politik oder sie werden als Terroristen und Menschenrechtsverletzer bis ihn zu Kriegseinsätzen bekämpft Opfer sind wiederum die Menschen, die vor staatlicher Repression oder eskalierender Gewalt in zerfallenden Staaten fliehen.

Vor diesem Hintergrund versagen die üblichen Kategorien, in denen MigrantInnen erfasst werden. Der Begriff der ‚politischen Verfolgung’ stößt an seine Grenzen. Auch Hunger ist politisch gemacht. Er ist ein Ergebnis ökonomischer und politischer Gewaltstrukturen. Der Begriff „Kriegs- und Bürgerkriegsflüchtlinge“ verbirgt den wirtschaftlichen und sozialen Hintergrund der Eskalation von Gewalt. Der Lebenslage von MigrantInnen am nächsten käme noch der Begriff „Wirtschaftsflüchtlinge“, wenn er nicht diskreditierend gemeint wäre, sondern zum Ausdruck brächte, dass Menschen aufgrund ihrer durch die herrschende Wirtschaftsordnung verursachten prekären wirtschaftlichen Lage fliehen. MigrantInnen geht es aber nicht – wie in diffamierender Absicht unterstellt – um wirtschaftlichen Gewinn (was scheinbar nur bei MigrantInnen ein verwerfliches Motiv ist), sondern ganz schlicht um Überleben. Wer überleben will, ist kein Schmarotzer, sondern klagt sein grundlegendstes Recht ein: das Recht auf Leben.    

3. Flucht und Migration sind Ausdruck der globalen Krise des Kapitalismus, 

der immer weniger Menschen zur Ausbeutung ihrer Arbeitskraft braucht. Gesucht sind hingegen Fachkräfte und eine begrenzte Anzahl billiger Arbeitskräfte. Über den Zwang zur Lohnarbeit ist Existenzsicherung nicht möglich. Vor diesem Hintergrund erscheint Ausbeutung als ein Privileg. Viele sehen sich vor die ‚Wahl’ gestellt, zur Masse der ‚Überflüssig-Gemachten zu gehören oder zu einem Arbeitsplatz zu wandern, der gemessen an dem Schicksal ‚überflüssig’ zu sein, für geringen Lohn und unter schwersten Bedingungen wenigstens minimale Perspektiven bietet.

In Flucht und Migration spiegelt sich zudem der Auflösungs- und Selbstzerstörungsprozesse des Kapitalismus. Unter dem verschärften Verwertungs- und Konkurrenzdruck kommt es zu immer schnelleren Inwertsetzungsprozessen weltweit. Regionen sollen für den irrationalen und zerstörerischen Prozess der Verwertung des Kapitals um seiner selbst willen erschlossen und zugerichtet werden. Dabei wird die Welt zur Ware und der Mensch zum verwertbaren Humankapital oder schlicht ‚überflüssig’. Diese Prozesse führen zur sozialen Entwurzelung. Sie machen Menschen zu individuellen Konkurrenzsubjekten, die einem immer schärferen Kampf um Selbstbehauptung ausgesetzt sind. Wer in diesem Konkurrenzkampf – als Staat, als Region oder als Einzelne/r nicht mithalten kann oder will, droht als ‚überflüssig’ ausgegrenzt zu werden. 

4. Reaktionsmuster der Politik

4.1 Abschottung gegen die Ausgegrenzten

Auf weltweite Migration und Flucht reagiert die Politik mit immer schärferen Maßnahmen der Abschottung, der Ausgrenzung und der Abschiebung. Als Vorreiter und gleichsam als Dammbruch erwies sich die Änderung des Grundrechtes auf Asyl 1993 (?). Seit dem steht nicht mehr die Frage nach dem Asylgrund, sondern die Frage nach dem Fluchtweg im Vordergrund. Wer in einem Drittstaat als sicher galt oder aus einem Land der als sicher deklarierten Länder kommt, hat keinen Rechtsanspruch mehr auf Asyl – egal, was sein persönliches Schicksal ist. Die Folge ist, dass verzweifelte Menschen keine andere Möglichkeit mehr sehen, als ihren Fluchtweg und/oder ihr Herkunftsland zu verschleiern. Genau dies wird ihnen dann als Missbrauch und Lüge ausgelegt.

Mit der Änderung des Grundgesetztes war auch politisch der Weg bereitet, immer schärfere Maßnahmen gegen Flüchtlinge und MigrantInnen durchzusetzen. Sie reichen über die Verschlechterung der Lebens- und Rechtslage im Innern über die brutale Sicherung der Außengrenzen mit militarisiertem Grenzschutz und perfekten Überwachungssystemen bis hin zu Flüchtlingslagern vor den Grenzen der Festung Europa. 

Pro Jahr überqueren 100.000 bis 120.000 Schutzsuchende das Mittelmeer ohne Einreisepapiere für Europa. Die Meerenge von Gibraltar ist mit zwischen 13.000 und 15.000 Toten zum größten Massengrab Europas geworden. Gegen die Flüchtlenden werden in enger Kooperation der EU-Mitgliedstaaten immer schärfere Abwehrmaßnahmen ergriffen. Die Europäische Grenzschutzagentur Frontex verfügt über eigenes Personal und hat über ein technisches Zentralregister Zugriff auf Hubschrauber, Flugzeuge, Boote und mobiles Gerät.     

Zahlreiche Beispiele belegen, wie die Durchsetzung der Abschiebung immer absurdere und menschenverachtendere Formen annimmt und auch die Justiz nicht mehr als unabhängige Instanz reagiert, sondern politisch unter Druck steht. Die Zunahme der Beschwerden über Misshandlungen und Menschenrechtsverletzungen in Form von diskriminierender Behandlung, rassistischem Sprachgebrauch, gefährlichen Fesselmethoden und lebensbedrohender Gewalt belegen, dass nicht mehr von ‚Einzelfällen’ gesprochen werden kann, sondern ehr schon von Abschiebeterror und Jagd auf sog. Illegale gesprochen werden kann. 

In dem beschriebenen Zusammenhang erweisen sich Ausgrenzung und Abschottung als eine brutale Strategie, die Krise des Kapitalismus zu verwalten statt sich den damit verbundenen Herausforderungen zu stellen. Die Maßnahmen zielen auf Abschottung gegen die sozialen Verwerfungs- und staatlichen Zerfallsprozesse. Sie stellen eine Reaktion auf ‚überflüssiges’, weil für die Verwertung des Kapitals nicht gebrauchtes ‚Menschenmaterial’ dar. Weil ‚es’ als sozialer Kostenfaktor zu einem Wettbewerbshindernis werden oder in Kriegs- und Plünderungsökonomien die Verwertungsinteressen des Kapitals bedrohen könnte, ‚muss’ es durch Lager, Grenzsicherung, Abschiebung und notfalls auch durch militärische Intervention ‚in Schach’ gehalten werden. Dazu sind je nach Bedarf unterschiedliche Mittel recht: 

4.2 Integration für die Nützlichen

Die brutale und menschenverachtende Politik der Abschreckung, Abschottung und Ausgrenzung verbindet sich durchaus mit einer ‚ausländerfreundlichen’ Politik der Integration. Willkommen sind diejenigen, die dem Standort nützen, d.h. die sich als gut ausgebildete Fachkräfte oder als billige Arbeitskräfte in den Dienst der Verwertung des Kapitals stellen. Diesen Zusammenhang hat der damalige bayrische Innenminister Beckstein bereits in aller Offenheit in den 90er Jahren formuliert: „Wir brauchen weniger Ausländer, die uns ausnützen und mehr, die uns nützen.“ Aber auch die rot-grüne Bundesregierung stand dem in ihrer Praxis nicht nach. In einem 2002 an alle Haushalte zu Wahlkampfzwecken verteilten Brief wird für das neue Zuwanderungsgesetz mit dem Argument geworben, im Interesse internationaler Wettbewerbsfähigkeit brauche Deutschland „die besten Köpfe der Welt.“. Gleichzeitig wird der ausländerfeindliche Teil der Öffentlichkeit beruhigt, der nicht begriffen hat, wie nützlich für den Standort Deutschland Ausländer sein können: „Das Gesetz wird die Zahl der Zuwanderer deutlich verringern. Als Zuwanderer werden nur noch Menschen kommen, die in Deutschland eine Perspektive haben und Chancen als qualifizierte Arbeitskräfte geboten bekommen.“ Und damit kein Zweifel aufkommt, wird versichert: „Mit einer Vielzahl von Maßnahmen wird der Aufenthalt ausreisepflichtiger Ausländer effektiver und schneller beendet.“

In der Politik der Öffnung und Ausgrenzung für MigrantInnen und Flüchtlinge spiegelt sich, was der Mensch im Kapitalismus letztlich wert ist. Er wird reduziert auf seine ökonomische Nützlichkeit als verwertbares Humankapital. Was im Blick auf Arme, Schwache, Kranke, Hilfsbedürftige – also die nicht verwertbaren - der eigenen Nation noch nicht in letzter Konsequenz durchgesetzt werden kann, wird schon einmal an den ‚Ausländern’ erprobt. Diese Logik zeigt auch die Flüchtlingspolitik der letzten Jahre: Flüchtlinge waren die ersten, die vom Sozial- und Rechtsabbau bedroht waren. Sie waren die ersten, die sich pauschalen Vorwürfen, des Missbrauchs und des Schmarotzertums ausgesetzt sahen. Es war jene ideologische Begleitmusik, die dann bei der Durchsetzung von Hartz IV wieder auftauchte.

Mit denen, die ihr als Verwertbare vereinnahmt werden, werden anderen Ländern Ressourcen entzogen. ‚Unsere’ Firmen sparen dabei noch die Ausbildung...

5. Rassistische Ideologie und Gewalt

Der Kapitalismus ist strukturell mit Wettbewerb und Konkurrenz verbunden und damit mit der Selektion der Starken von den Schwachen. Mit dem neoliberalen Kapitalismus wird das Wettbewerbs- und Konkurrenzprinzip über seinem ökonomischen Zusammenhang heraus immer deutlicher und zu einem Prinzip, dem auch gesellschaftliche Institutionen und das menschliche Zusammenleben untergeordnet werden. Staaten und Gesellschaften wird auf Wettbewerbs- und Konkurrenzfähigkeit hin ‚modernisiert’. Und was für den Standort recht ist, das gilt auch für die einzelnen: Sie sollen als eigenverantwortliche Konkurrenten auf dem Arbeitsmarkt konkurrenzfähig sein und sich selbst behaupten können. Wer dabei scheitert, wird ausgegrenzt. Er wird zum Opfer der mit Wettbewerb und Konkurrenz verbundenen Prozesse der Selektion. Die Gescheiterten werden als belastende Kostenfaktoren oder gar als Bedrohung wahrgenommen.

Wirtschaftliche Selektion durch Konkurrenz und staatliche Politik der Ausgrenzung der Nicht-Verwertbaren auf der einen und rassistische Ideologie und Gewalt bedingen sich gegenseitig. Letztere können verstanden werden als Fortsetzung der kapitalistischen Konkurrenz in seiner gesellschaftlichen Krise, in der es für immer mehr Menschen keine Perspektive gibt. Die Orientierung auf Aufstieg und die realistische Angst vor dem sozialen Abstieg lässt bis weit in die Mittelschichten hinein das Bedürfnis nach Abgrenzung und Abwertung derer aufkommen, die im Konkurrenzkampf auf der Strecke bleiben. Hier bietet sich ein Nährboden für Ausländerfeindlichkeit und rechtsextreme Orientierungen, die bis weit in die Mitte der Gesellschaft reichen.

In den offenen Formen rassistischer Gewalt kommt in verwilderten und barbarischen Formen zum Ausdruck, was für den Kapitalismus immer gilt: Konkurrenz, Selektion, Ausgrenzung. An die Stelle einer rationalen (?) Auseinandersetzung mit der Erfahrung der Ausgrenzung und Demütigung sowie der Frage nach ökonomischen und politischen Ursachen tritt eine irrationale (?) Verarbeitung der Krise des Kapitalismus, die in wachsender soziale Desintegration sichtbar wird. Die herrschende Politik ist immer wieder der Versuchung erlegen, die irrationale Verarbeitung der Krise mit Vorurteilen und ‚Bauernopfern’ zu bedienen. So trägt sie zu dem Rechtsextremismus und Rassismus bei, der dann in den Sonntagsreden der aufrechten Demokraten und im „Aufstand der Anständigen“ bekämpft werden soll.

6. Zur theologischen Reflexion

6.1 Die dem Kapitalismus immanente Vernichtungslogik (Logik des Todes)
6.2 Kirche der Völker und der offenen Grenzen (Gal 3)

6.3 Gottes Hirtensorge (Psalm 23) dient nicht der bestehenden Ordnung, sondern dem bedrohten Leben

6.4 Kirchenasyl im Rechtsstaat

Konkurrenz kann die Formen einer Vernichtungskonkurrenz annehmen. Das Ziel bzw. der irrationale Selbstzweck auf den die Konkurrenz zielt, symbolisiert Leere. Insofern der Kapitalismus vom Leben abstrahiert und auf einen abstrakten irrationalen Selbstzweck, die Vermehrung des Kapitals im seiner selbst willen ausgerichtet ist, ist er nihilistisch, eine Art negativer Metaphysik. Wert, Geld, Staat sind leer, ohne Inhalt, müssen sich aber dennoch in etwas reales inkarnieren, um darstellbar zu sein. In dieser Selbstbewegung zur Entäußerung des Selbstzwecks der Kapitalvermehrung werden Dinge und Individuen nie ernst genommen. Sie sind nur Material für die endlose gleichsam metaphysische Selbstzweckbewegung des Kapitals. Wenn der Entäußerungsprozess an endgültige Grenzen stößt, könnte sich die Vernichtungslogik des Kapitals in einem absoluten Vernichtungswillen ausdrücken. Der deutsche Faschismus könnte der Vorbote davon gewesen sein. In der Abstraktheit des Vernichtungswillens spiegelte sich die Abstraktheit und Leere der ganzen Veranstaltung. Die Grenze zwischen Mord und Selbstmord würde verschwimmen bzw. real verschwinden. Vernichtungskonkurrenz würde zu einer entgrenzten Vernichtungswut eines selbstlos gewordenen Selbst, das nicht mehr zwischen sich und den anderen unterscheiden kann.

Ich weiß, das ist etwas schnell hingeschrieben und für das Papier nicht tauglich. Eine Überarbeitung habe nicht mehr geschafft. Eine Richtung sei angedeutet:

· Im ‚utopischen Kapitalismus’ gab es wenigstens noch Surrogate (Konsumismus) mit denen die Leere und Hohlheit der kapitalistischen Veranstaltung übertüncht werden konnten. Im ‚zynischen Kapitalismus’ zeigt sich Nihilismus pur. „Wenn die Gewalt aus der Unterdrückung aufsteigt, dann der Hass aus der Entleerung.“ (Baudrillard) Könnte es sein, dass es sogar etymologisch eine Verbindung zwischen ‚vanitas’ und ‚Wahn’ gibt?
· Es ist zu befürchten, dass sich in und neben rassistischer Gewalt Formen von Gewalt entwickeln (Vandalismus, Amokläufe...), die angesichts der Entleerung/eines nihilistischen Kapitalismus, keine Objekt für Hass und Wut mehr ausmachen können. Darin würde sich der Nihilismus eines Kapitalismus widerspiegeln, der bereit ist der Vermehrung des Kapitals nicht nur einzelne Menschen, sondern die Gattung zu opfern. Der mit dem irrationalen Selbstzweck des Kapitalismus - der unendlichen Vermehrung des Kapitals um seiner selbst willen - verbundene Mord des anderen wurde zum Selbstmord der Gattung (Hinkelammert). Ist das weit weg von Vandalismus und Amoklauf?
6.5 Logik des Lebens versus Vernichtung (Logik des Todes)
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